
V i /, ;i l  ZB 257/54

Verkündet am 18. Oktober 1956 
Noll, Justizangeste llter 
a ls  Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

oW

Im  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der Geschwister Gabriele, Veronika und Zita N| 
SflHfetraße

Klägerinnen und Bevisionsklägerinnen, 
-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br<

den Kaufmann Josef Straße
Beklagten und Revisionsbeklagten, 

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt B r .f lH l -

hat der I I .  Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 15- Oktober 1956 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Br. Selowsky, Br« Beibrück, Br. Haidinger,
Br, Kuhn und Br. Winkelmann

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerinnen wird das 
U rte il des 7. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in  Büsseldorf vom 23- Bezember 1953 
aufgehoben. Ber Rechtsstreit wird zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten der Revision an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die Parteien sind Geschwister. Die Klägerinnen sind auf 
Grund des no tariellen  Testaments vom 2. Ju li 1952 Erben ihres 
im August 1952 verstorbenen Vaters, des Kaufmanns Pranz 
geworden« Der Beklagte i s t  eingetragener Eigentümer der Haus­
grundstücke S(HB&traße^HPund HflMHPstraße S p i n  Kl 
sowie eines sie verbindenden Gartengrundstücks*

Die Klägerinnen sind der Ansicht, die genannten Grund­
stücke gehörten zum Nachlaß ihres verstorbenen Vaters» Sie . 
haben. behauptet, der Beklagte habe die Grundstücke im Jahre 
1931 mit K itteln  des Erblassers gekauft. Er se i zwar a ls  ! 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen worden, habe aber dem' 
Erblasser sc h rif tlich  b estä tig t, daß er die Grundstücke 
treunanderisch für ihn angeschafft habe und daß der Erblasser 
der wirkliche Eigentümer se i. Das Schriftstück sei im Kriege 
■verloren gegangen. Der Erblasser habe sich s te ts  wie der 
Eigentümer der Grundstücke verhalten« Sr habe mit seiner 
Familie im Hause SflBptraßefllPgewohnt, ohne an den Be­
klagten Miete zu zahlen« Er habe die Mieteinnahmen aus den 
Grundstücken eingezogen und fü? sich verwendet, die Lasten 
der Grundstücke getragen, die Steuern dafür en trich tet und 
sich in den Steuererklärungen a ls  Eigentümer bezeichnet» 
ln der Familie des Erblassers habe immer Einvernehmen darüber 
geherrscht, daß die Grundstücke nur formell auf den Namen des 
Beklagten eingetragen seien, in  Wirklichkeit aber dem Erb­
lasser gehörten. Der Beklagte habe dies zugegeben« Er habe 
auch seine Mitwirkung nicht versagt, a ls  die Grundstücke für 
eine Kreditunfeerlage zugunsten d[es Erblassers benötigt worden 
seien, und ohne jeden Vorbehalt die Eintragung einer Grurnd- ' * 
schuld von 30.000 DM für die.Kreissparkasse RHRt.
bewilligt«
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-Die Klägerinnen haben von dem Beklagten zunächst die Ein­
willigung in  die Umschreibung des Gart engrund stUcks auf sie 
in ungeteilter Erbengemeinschaft verlangt«

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage beantragt. Br 
hat geltend gemacht, er habe von Anfang an volles Eigentum 
an den Grundstücken erworben. Der Erblasser habe ihm das Geld 
zum Ankauf der Grundstücke gegeben, weil er, Beklagter, sein 
ä ltestes  Kind gewesen sei und weil der Erblasser mit der Ver- 
~e.Ll.iag seines Vermögens habe beginnen wollen. Der Erblasser 
habe sich nur den Nießbrauch an den Grundstücken Vorbehalten. 
Dieser sei mit seinem Tode erloschen. Hätte der Erblasser noch 
testamentarisch über die Grundstücke verfügen können, so hätte 
er es in  seiner letztw illigen  Verfügung getan. Die Belastung 
zu Kreditzwecken habe er, Beklagter, nur nach langem Zögern 
bewilligt und nachdem ihm klargemacht worden se i, daß er als 
ä lte s te r  Bruder die Eamilie nicht im Stioh lassen dürfe.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung, 
mit der die Klägerinnen die Herausgabe und Auflassung des * 
Gartengrundstücks begehrt und die Klage auf das Grundstück 
l l f l ^ P s t r a ß e  flHPerweitert haben, i s t  zurückgewiesen worden. 
Ui fc der Hevision verfolgen die Klägerinnen den Anspruch auf 
Herausgabe und Auflassung der Grundstücke w eiter. Der Beklagte 
beantragt, die Hevision zurückzuweisen. * ;

Entscheidungsgrtiride t

Die Klägerinnen fordern von dem Beklagten die Herausgabe 
und Auflassung zweier von diesem im Jahre 1931 zu Eigentum 
erworbener Grundstücke. Ihre-Behauptung, der Beklagte habe 
die Grundstücke nach den mit dem Erblasser Eränz N N M fe ge­
troffenen Vereinbarungen aus dessen M itteln für ihn gekauft 
und sie auf sein Verlangen herauszugeben, hat der Beklagte 
bea tritten . Den von den Klägerinnen für die Bichtigkeit ihrer
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Darstellung ‘angetretenen Beweis hat das Berufungsgericht nicht 
erhoben. Es u n te rs te llt vielmehr das Bestehen der von den 
Klägerinnen behaupteten Abrede zwischen dem Erblasser und 
dem Beklagten a ls  r ich tig . Es h ä lt sie  auch formlos für rechts­
wirksam, weil die* dem Beklagten obliegende Verpflichtung zur 
Übertragung des Eigentums an den Grundstücken keine rechts­
geschäftliche se i, sondern sich a ls  gesetzliche Folge aus 
dem zwischen den B eteiligten bestehenden Auftragsverhältnis 
ergebe (§ 667 BGB). .Gleichwohl verneint das Berufungsgericht 
den Klagesnsprueh, weil ein dem Erblasser etwa zustehender 
Herausgabeanspruch mit seinem Tode erloschen se i. Das Be- 
rufungsgericht fo lgert dies einmal aus dem Wortlaut und In­
halt des Testaments vom 2. Ju li 1952. Der Erblasser habe die 
Erbfolge und.die Vermögensverteilüng unter seinen Kindern 
endgültig regeln wollen« Die Bestimmung des § 4 des Testaments 
bedeute, daß die nicht bedachten Kinder, darunter der Beklagte, 
das, was sie für ihre Ausbildung, a ls  Aussteuer, sonstige 
Abfindung oder Unterstützung erhalten hätten, auch behalten 
sollten. Der Erblasser habe damit auch auf einen ihm gegen 
den Beklagten etwa zustehenden Herausgabeanspruch verzichtet. 
Der Anspruch sei mit dem Erbfall und der Kenntnisnahme des 
Beklagten von dem Testamentsinhalt erloschen. Der Absicht 
des Erblassers, eine abschließende Erbregelung zu treffen #
und einen gewissen Vermögensausgleich unter seinen Kindern 
herbeizuführen, hätte es widersprochen, wenn das von den 
Klägerinnen behauptete fiduziarische Rechtsverhältnis über 
den Tod des Erblassers hinaus fortbestanden hätte . Deshalb 
sei eine Erwähnung dieses Rechtsverhältnisses im Testament 
nicht erforderlich gewesen. Angesichts der von den Klägerinnen 
behaupteten Erörterung der Vermögensverhältnis Be des Erb­
lassers mit dem'beurkundenden Dotar und dessen Hinweises 
darauf, daß der Beklagte a ls  Eigentümer der Grundstücke ein­
getragen se i, hätte  es sogar einer ausdrücklichen Bestimmung



bedurft, wenn das fiduziarische Verhältnis hätte weiterbe­
stehen sollen. Die etwaige Erklärung des Erblassers, der Be­
klagte sei nur treuhänderischer Eigentümer, habe die Rechts­
lage bei der Testamentserrichtung k la rs te llen  sollen, lasse 
aber nicht auf den Willen des Erblassers schließen, seine An­
sprüche gegen den Beklagten aufrechtzuerhalten*
1, Träfe die Behauptung der Klägerinnen zu, daß der Be­
klagte die Grundstücke im eigenen Kamen, aber aus M itteln 
des Erblassers und für diesen gekauft hat, so stände dem 
Erblasser zwar kein dingliches Recht an den Grundstücken zu; * 
der Beklagte wäre abfer auf Grund des übernommenen Auftrags, 
der eine Geschäft's1>esorgung enthält, verp flich te t gewesen, 
das Eigentum an den Grundstücken nach den Weisungen des Erb­
lassers auszuüben, nicht zu dessen-Kachteil über die Liegen­
schaften zu verfügen, sie gegebenenfalls an den Erblasser 
herauszugeben und ihm zu Eigentum zu übertragen. Die Verpflichtung 
zur Übereignung, der Grundstücke entsteht h ier, wie das Berufungs­
gericht mit Recht ännimmt, ohne gerichtliche oder notarielle  
Beurkundung. Sie hat keine selbständige Bedeutung; vielmehr 
e rfü ll t  der Beauftragte mit der Übertragung des Eigentums le ­
diglich eine" ihm durch den Auftrag zur Geschäftsbesorgung äuf- 
erlegte P flich t zur Herausgabe der m ateriell nicht zu seinem 
Vermögen gehörenden Grundstücke* Diese Verpflichtung ergibt { 
sich aus dem Gesetz (§ 667 BGB). Der dem § 313 BGB zugrunde 
liegende Rechtsgedanke t r i f f t  h ier also nicht zu (RGZ 54, 78;
84, 217? 91, 70 fj. OGH JR 1949, 382? RGRK z BGB 10. Aufl Anm 1 
(S 585); Palandt 15. Aufl, Anm 5 zu § 313 BGB) • Die Verpflichtung 
des Beklagten, die Grundstücke gemäß dem ihm e rte ilte n  Auf­
trag an den Erblasser herauszugeben und sie diesem aufzulassen, 
i s t  hiernach auch formlos rechtswirksam eingegangen. Sie be­
stand, da ihre vorherige Aufhebung von keiner P artei behauptet 
worden i s t ,  noch beim Tode des Erblassers*



2. Auch das Berufungsgericht b i l l ig t  dem Erblasser für den 
Fall des Bestehens eines Auftrags einen Anspruch auf Heraus­
gabe der Or und stücke zu. Es hält diesen Anspruch jedoch mit 
dem Tode-des Erblassers für erloschen» weil dieser im § 4 
seines Testaments zum Ausdruck gebracht habe» daß seine 
nicht bedachten'Kinder die zu seinen Lebzeiten empfangenen 
Zuwendungen bbhalten- sollten«

Hit dieser* Begründung kann» wie der Revision zuzugeben 
i s t ,  der Klageanspruch nicht verneint werden. Wenn der Be­
klagte, wie die Klägerinnen behaupten, die Grundstücke für 
den Er blaaper gekauft hat, so lie g t eine Zuwendung weder 
in  der Überlassung der zum Kauf der Grundstücke erforderlichen 
M ittel noch in  der durch die Eintragung im Grundbuch erlangten 
Rechtsposition. Denn die zum Ankauf der Grundstücke notwendi- 
gen Beträge sind nicht für den Beklagten, sondern für den 
Erblasser aufgewendet worden. Sie flössen dem Beklagten nur 
zur Verwendung im Rahmen des ihm e rte ilte n  Kaufauftrags zu 
und sollten  dazu dienen, dem Erblasser die auf dem Eigen­
tumserwerb des Beklagten gegründete Rechtsstellung zu ver­
schaffen. Auch durch die Eintragung im Grundbuch a ls  Eigen­
tümer t r a t  eine a ls  Zuwendung zu wertende Vermögensverschiebung 
zugunsten des Beklagten nicht ein. Lie Grundstücke standen 
w irtschaftlich dem Erblasser zu. Er besaß und nutzte s ie , 
behandelte sie wie sein Eigentum, und konnte jederzeit ihre 
Herausgabe und Übereignung verlangen. Die Eintragung im 
Grundbuch gewährte dem Beklagten nur eine formale .Rechtst. 
Stellung. Sie hatte , da sie ihm keine w irtschaftlichen oder 
rechtlichen Vorteile gewährte, für ihn keinen Vermögens- 
rechtlichen Inhalt. Fehlt es aber an einem a ls  Zuwendung zu 
wertenden Übergang von Vermögensgegenständen des.Erblassers 
auf den Beklagten bei Gelegenheit des Ankaufs der Grund­
stücke, so konnte sich § 4 des Testaments, der von Leistungen
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des Erblassers in  der Vergangenheit sprich t, auf den Bigen- 
tumserwerb des Beklagten im Jahre 1931 nicht beziehen»

Ebensowenig läßt sich aus dieser Testamentsbestimmung 
folgern, daß der Beklagte durch einen von ihm angenommenen 
Verzicht des Erblassers unbeschränktes Eigentum an den 
Grundstücken erworben habe. Da dem Erblasser der Anspruch 
auf.Herausgabe der Grundstücke noch bis zu seinem Tode zu- 
stand, hätte es einer le tztw illigen  Verfügung.bedurft, um 
diesen Anspruch zum Erlöschen zu bringen» Eine Verfügung 
hierüber hat der Erblasser aber nicht getroffen. Auch das 
Berufungsgericht nimmt nicht an, daß der Erblasser seine 
Ansprüche-gegen den Beklagten durch eine Verfügung von 
Todes wegen aufgegeben hat« Es s tü tz t diese Auffassung 
vielmehr in  e rs te r Linie auf § 4 des Testaments. Der aber 
bezieht sich nur auf Zuwendungen unter Lebenden«
J.. In dem angefochtenen U rteil wird das Testament vom 
2. «Juli 1952 dahin ausgelegt, daß der Erblasser durch die 
Erbeinsetzung der Klägerinnen, die Anordnung eines Vermächt­
nisses fü r eine andere Tochter und die .Berücksichtigung, der 
vorangegangenen Zuwendungen zugleich einen VermÖgensausgle-ich 
unter seinen Kindern -habe bewirken wollen. Mit diesem Zweck 
des Testaments, meint das Berufungsgericht, stehe es im Wider­
spruch, wenn der auf dem Auftragsverhältnis beruhende Heraus­
gabeanspruch des Erblassers auf die Klägerinnen übergehe.

Um diese Frage abschließend beantworten zu können, hätte 
es eines näheren Eingehens auf die Vermögensverhältnisse des 
Erblassers, auf die Art und Höhe der den einzelnen Abkömm­
lingen gemachten Zuwendungen unter Lebenden und von Todes­
wegen und auf ihre allgemeine Einkommens- und Vermögexislage 
zur Zeit der Errichtung des Testaments bedurft. E rst dann 
hätte sich beurteilen lassen, .ob der Übergang der Rechts­
stellung des Erblassers aus dem Auftragsverhältnis auf die
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Klägerinnen diese gegenüber dem Beklagten in  einer mit dem 
Grundgedanken des Testaments nicht zu vereinbarenden Weise 
bevorzugen würde. In eine solche Prüfung ist. des Berufungs­
gericht jedoch nicht eingetreten. Es hat sich auch nicht 
mit äem Vorbringen der Klägerinnen im Schriftsatz vom 
3« August 1953 (S 3) auseinandergesetzt, der Erblasser habe 
seinen Nachlaß im' wesentlichen seinen unversorgten Tächtern 
zuwenden wollen, nicht aber seinem auf eigenen Füßen. stehen­
den Sohn, dem Beklagten. Ohne diese Erörterungen feh lt es 
aber für die vom Berufungsgericht gezogene Schlußfolgerung 
an einer hinreichenden Grundlagev
4. Dem Berufungsgericht kann hiernach nicht darin bei­
getreten werden^ daß' bei einer Unterstellung des von den 
Klägerinnen behaupteten w irtschaftlichen Eigentums des Erb­
lassers an den s tre itig en  Grundstücken der Herausgabean- 
spruoh gegen den Beklagten auch ohne eine ausdrückliche Be­
st immung im Testament erloschen se i. Es i s t  auch nicht 
rich tig , daß es der Erwähung des "Treuhandverhältnisses1' 
im Testament bedurft hä tte , wenn diesem entgegen der im 
§ 4 liegenden Erklärung hätte weiterbestehen sollen. Bas 
Berufungsgericht bezieht sich für diese Annahme auf außer­
halb des Testaments liegende Umstände) insbesondere aufi
die von den Klägerinnen geschilderten Besprechungen des 
Erblassers mit dem beurkundenden Notar. vor der Testaments­
errichtung. Im Schriftsatz vom 20. März 1953 (S .l f ) , in  . 
der BerufungsbegrUndung (S 3 } und in den Schriftsätzen vom
5 . August 1953 (S 1 f)  und;30. November 195?.(S 3). haben 
sich die Klägerinnen zu diesem Punkte zusammengefaßt wie 
folgt geäußert: Der Notar Öpbe sich vor der Testsmentser- 
richtung eingehend mit dem:Erblasser unterhalten. Er habe, 
ihn nach E insich t'in  das Grundbuch- auf die Eintragung des 
Beklagten a ls  Eigentümer hingewiesen. Ber Erblasser habe 
hierauf erwidert, sein Sohn sei nur Mpro forma” eingetragen,

»



die Grundstücke gehörten in Wirklichkeit ihm se lbst. 3>as habe 
der Erblasser a ls  so sicher, unbestritten und allgemein bekannt 
h in g e s te ll td a ß  der Notar eine entsprechende Erklärung im 
Testament für Überflüssig gehalten habe. Auch der Erblasser 
habe nicht im entferntesten damit gerechnet, daß der Beklagte 
die in  der ganzen* Familie bekannte Tatsache seines Treuhand­
eigentums bestreiten  würde und deshalb die Erwähnung des Rechts- 
Verhältnisses im Testament nicht für erforderlich erachtet. 
S te llt  sich dieses unter das Zeugnis des Notars geste llte  Vor­
bringen der Klägerinnen a ls  zutreffend heraus, so kann an dem 
Willen des Erblassers, den Klägerinnen a ls  seinen Erben auch 
den Herausgabeanspruch gegen den Beklagten zuzuwenden, nicht 
gezweifelt werden. Die Annahme des Berufungsgerichts, der Hin­
weis des Erblassers auf das "Treuhandeigentumw des Beklagten 
sei lediglich eine Erklärung zur Hechtslage., bekunde aber 
nichts für den Testierwillen des Erblassers in  diesem Punkte, 
läßt wesentliches Vorbringen der Klägerinnen unberücksichtigt 
und beachtet nicht den Zusammenhang, in  dem es gebracht i s t .
Denn die Klägerinnen haben den Notar auch a ls  Zeugen dafür 
benannt, daß der Erblasser ihnen u ,a. die h ie r fraglichen ' 
Grundstücke habe zuwenden wollen und daß er von dem Rechts­
verhältnis mit dem Beklagten nur deshalb nichts im Testament 
erwähnt habe, weil er es nicht für möglich gehalten habe, äpß 
der Beklagte ein in  der Familie so offenkundiges Verhältnis
in Abrede s te llen  würde«%

5 > Hiernach hängt die Entscheidung des R echtsstreits in  
e rster Linie von der Frage ab.̂  ob sich die Behauptung der 
Klägerinnen, der Beklagte habe die s tre itig en  Grundstücke für 
den Erblasser ankaufen sollen, dieser sei ih r  w irtschaftlicher 
Eigentümer gewesen, a ls  zutreffend erweist. Der Beklagte hat 
dieses Vorbringen der Klägerinnen b es tr itten  und eine andere 
Darstellung seiner Vereinbarungen mit dem Erblasser gegeben.
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Pas Berufungsgericht hätte  daher die für das Vorliegpn eines 
Auftrags zur Geschäftsbesorgung angetretenen Beweise und Gegen­
beweise erheben müssen» Pie Unterlassung dieser Beweiserhebung 
führt zur Aufhebuhg des angefochtenen U rte ils .

Pas Berufungsgericht wird die von den Klägerinnen für das 
Bestehen eines Auftrags der von ihjaen behaupteten Art ange- 
sretenen Beweise und etwaige ihm erheblich erscheinenden Gegen­
beweise des Beklagten zu erheben haben.. Sollten sich nach dem 
Inhalt der hei dem Grundstückskauf . zwischen dem Erblasser 
und dem Beklagten getroffenen Abrede oder nach sonstigen bei 
der Beweisaufnahme hervortretenden’ Umständen Zweifel darüber 
ergeben, ob der dem Erblasser aus dem Auftragsverhältnis zu­
stehende Anspruch auf dis Klägerinnen übergegangen i s t ,  so 
müßte auch der durch Benennung des Notars Pr. ange­
tretene Beweis erhoben werden, daß der Erblasser willens ge­
wesen se i, die ihm gegen den Beklagten Bustehenden Ansprüche 
auf die Klägerinnen zu übertragen.

Pie Sache war daher unter Aufhebung des angefochtenen Ur­
te ils  an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, dem auch die 
Entscheidung über die Kosten der ^Revision zu übertragen war.

Pr» Selowsky Pr. Pelbrück Pr. Haidinger
Pr. Kuhn Pr. Winkeloann
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